
            

- Schiedsgericht des Deutschen Schachbunds e. V.   - 
 

 

In dem Rechtsstreit 

 

(1) des Berliner Schachverbands e. V., 
vertreten durch seinen Präsidenten Herrn Paul Meyer-Dunker, 

 

(2) des Badischen Schachverbands e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten, Dr. Christoph Mährlein, 

 

(3) des Deutschen Fernschachbunds e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Manfred Scheiba, 

 

(4) des Hamburger Schachverbands e. V., 

vertreten durch seinen 1. Vorsitzenden Klaus-Jürgen Herlan, 

 

(5) des Schachverbands Schleswig-Holstein e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Dirk Martens, 

 

(6) des Bayerischen Schachbunds e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Ingo Thorn, 

 

(7) des Niedersächsischen Schachverbands e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Michael S. Langer, 

 

(8) des Thüringer Schachbunds e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Daniel Meitzner, 

 

(9) des Landesschachbunds Brandenburg e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Michael Fuhr, 

 

Antragsteller, 

 

gegen  

 

den Deutschen Schachbund e. V. (DSB), 

vertreten durch seine Präsidentin Frau Ingrid Lauterbach, 

 

Verfahrensbevollmächtigter: Herr Thomas Strobl, Bundesrechtsberater, 

 

Antragsgegner, 

 

 

wegen Einberufung eines außerordentlichen Bundeskongresses 



- 2 - 

 

hat das Schiedsgericht des DSB durch den Vorsitzenden Norbert Sprotte und die Beisitzer 

Dennis Bastian und Michael Busse am 20.03.2026 im schriftlichen Verfahren (Eilverfahren) 

beschlossen: 

 

1. Der DSB wird verpflichtet, unverzüglich und unter Beachtung der in § 17 II 2 der 

Satzung bestimmten Fristen einen außerordentlichen Bundeskongress einzuberufen. 

 

2. Im Übrigen wird der Antrag abgewiesen. 

 

3. Die Kostenentscheidung bleibt dem Hauptsacheverfahren vorbehalten. 

 

Gründe: (Kurzfassung) 

 

Wegen der besonderen Eilbedürftigkeit der Sache erfolgt die vollständige Begründung der 

Entscheidung zeitnah zu einem späteren Zeitpunkt. 

 

1. Die in dem Beschlusstenor zu Zf. 1 getroffene Anordnung beruht im Wesentlichen auf der 

Vorschrift des 37 I BGB, die zwingendes Recht darstellt, jedoch bei der den Antrag der Ver-

bände vom 19.02.2026 ablehnenden Entscheidung der Präsidentin nicht beachtet und auch im 

weiteren Verfahrenslauf unzutreffend gewürdigt worden ist. 

Sie ordnet bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen, die hier gegeben sind, die unverzüg-

liche Einberufung einer Mitgliederversammlung an. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Fristen des § 17 Abs. 2 S. 2 der 

Satzung als Höchstfristen zu verstehen sind.  

Dies zugrunde legend kann die für den 16.05.2026 einberufene Tagung des Hauptausschusses 

als außerordentlicher Bundeskongress durchgeführt werden. Um dies sicherzustellen, wird das 

Präsidium von diesen Fristen nur insoweit Gebrauch machen, wie sachliche Gründe es erfor-

dern. So kann die Einberufungsfrist auf das nach den Umständen erforderliche Minimum ver-

kürzt werden; für die Durchführungsfrist sind die nach § 19 Abs. 2 S. 3 der Satzung verkürz-

ten Antragsfristen zu berücksichtigen. 

 

2. Der weitere Antrag war mangels Zuständigkeit des Schiedsgerichts als unzulässig zu 

verwerfen. 

   

 

Sprotte                                                      Bastian                                                            Busse 


